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SuedLink 
_Bundesfachplanung: Ladung zur Antragskonferenz gemäß 5 7 Netzbeschleunigungsgesetz 
Übertragungsnetz (NABEG) zum Vorhaben Nr. 3 (Brunsbüttel— Großgartach) 
Bundesbedarfsplangesetz (BBPLG), Abschnitt E (Arnstein-Großgartach); 
Regionalplanerische Hinweise 

Anlage 

Sehr geehrte Damen _und Herren, 

der Regionale Planungsverband Würzburg bedankt sich für die Möglichkeit, Hinweise zur Antrags- 

konferenz zu demVorhaben Nr. 3 im Abschnitt E einzureichen. Im Abschnitt E ist die Region Würz- 

burg vom Vorschlagskorridor (Trassenkorridorsegmente (TKS) 125, 124, 126), der exemplarisch 

ernsthaft in Betracht kommenden Alternative zwischen den Netzverknüpfungspunktenden (TKS 122) 

und den weiteren ernsthaft in Betracht kommende Alternativen (TKS 117, 119, 120, 123, 127 und 

131) betrbffen. Ferner befindet sich das TKS 134 in der Region, das jedoch als nicht ernsthaft in Be- 

tracht kommende Alternative im Rahmen des VariantenvergleichS'entfernt wurde. 

Die nachfolgenden Hinweise aus Sicht des Regionalen Planungsverbandes fichten sich an die Un- 

tersuchungsinhalte der für die Trassenkorridorevorzunehmenden Bundesfachplanung in der An- 

tragskonferenz; Gemäß dem Schreiben der Bundesnetzagentur soll in der Antragskonferenz u.a. er— 

örtert werden, inwie’Weit eine Übereinstimmung der beantragten Trassenkorridore mit den Erforder- 

nissen der Raumordnung der betroffenen Länder besteht oder hergestellt werden kann. Vor diesem 

Hintergrund erfolgt eine kurze regionalplanerische Einschätzung, ob die geplanten Erdkabelkorridor- 

sägmente durch rechtsverbindliche Vorrang- oder Vorbehaltsgäbiete ggf. in ihrer Durchlässigkeit für 

die Umsetzung des Vorhabens beeinträchtigt werden können. 
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Ä 1. Definition des Untersuchungsrahmens (vgl. Kapitel 8) 

Gemäß 5 6 Satz 5 NABEG soll der Antrag auf Bundesfachplanung Angaben enthalten, die die Fest- 

legung des Untersuchungsrahmens nach 5 7 NABEG'ermöinchen. Wesentlich für die zweite Stufe 

des Antragsverfahrens ist die seitens der Antragsteller vorgesehene Vorgehensweise zur Erstellung 

der gemäß 5 8 NABEG vorzulegenden Unterlagen. Im Kapitel 8 machen die Vorhabenträger Vor- 

schläge zur Definition des Untersuchungsrahmens, dem z.B. die RaumverträgIichkeitsstudie und 

der Umweltbericht im weiteren Verfahren zugrunde liegen. 

Zu den allgemeinen Grundlagen und der Methode der Auswirkungsermittlung, der Abschichtung, der 

vergleichenden Beurteilung der Raum- und Umweltauswirkungen sowie der Abschnittsbildung (vgl. 

Kapitel 8.1) sind keine Hinweise/Einwände veranlasst. Zu den dargelegten Ansätzen zur Bearbeitung 

der RaumverträgIichkeitsstudie (vgl. Kapitel 8.2) werden, wie auch schon zum’ Abschnitt D 

(Gerstungen-Arnstein), folgende gründsätzliche Anmerkungen gegeben: 

1.1 Maßgebliche Planungsregionen und Pläne 

Bei der Prüfung auf Übereinstimmung mit den Erfordernissen der Raumordnung und zur Abstim- 

mung mit anderen raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen sind die rechtskräftigen Raum- 
" 

ordnungspläne maßgeblich. Folgende Korrekturhinweise zur Tabelle 15 (vgl. Kap. 8,'Seite 87) wer— 

den gegeben: 

Tabelle 155 Maßgebliche Pläne und Programme der Raumordnung, Abschnitt E 

Bundesland Pläne Lfd. Nr. 
Bayern Landesentwicklungsprogramm Bayern, 2013 (LEP Bayern) 7 

Regionalplan Region Würzburg (RP 2), 4985+Stand—2043 9 
' ' 

Urfassunq“ von 1985 und den 
seither in Kraft getretenen Fortschreibunqen (Stand 
23.12.2016).

' 

Der verbindliche Reqionalplan "der Reqion Würzburq kann unter folgender lnternefadresse eingese- 

hen werden: http://www.reqierunq.unterfranken.bavern.de/aufqaben/3/6/00725/index.html. 

Er besteht aus der „Urfasäung“ von 1985 und den seither in Kraft getretenen Fofischreibungen bis 

einschließlich der Zwölften Verordnung zur Änderung des Regionalplans vom 13.12.2016 (in Kraft 

getretän am 23.12.2016).
' 

In der Tabelle 15 der Antragsunterlagen und der dazugehörigen Fußnote wird darauf venMesen, 

dass die Zwölfte Verordnung zur Änderung des Reqionalplans Würzburq (Kapitel B X „Energiever- 

sorgung“, Abschnitt 5.V1 „Windkraftnutzung“)‚ die am 23.12.2016 in Kraft getreten ist, hier jedoch 

noch als „Ziel in Aufstellung“ betrachtet wird, da der Zeitpunkt des Inkrafttretens nach dem Zeitpunkt 
V 

der Datenaktualisierung lag. Für’ die Erstellung der Unterlagen nach 5 6 NABEG ist diese Vorge- 

hensweise noch nachzuvollziehen. Gleichwohl venNiesen wir in unserer Stellungnahme vom 

17.11.2016 ausdrücklich auf die gebotene Berücksichtigung der - noch in Aufstellung befindlichen —




